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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Gewerberat Pannek in Beuthen iſt 
zum 1. Februar 1926 nach Ratibor verſetzt 
worden. 


Die Gewerbereferendare Schmid aus 
Harburg (Elbe), Karwath aus Berlin, 
Crull aus Halle (Saale) und Brunner 
aus Hanau ſind zu Gewerbeaſſeſſoren ernannt 
und den Gewerbeaufſichtsämtern in Harburg 


Bei der Börſe in Breslau iſt an Stelle des 
verſtorbenen Regierungsdirektors Dr. Meyer 
der Regierungsrat Dr. Müller-Credner 
zum Staatskommiſſar beſtellt worden. 


Der Lehrer Dipl.-Ing. Max Weßlau in 
Breslau iſt zum Studienrat an der Staatlichen 
Baugewerkſchule in Breslau ernannt worden. 


Der Lehrer Dipl.-Ing. Otto Kehrmann 


(Elbe), Berlin- Prenzlauer Tor, Hagen i. W. iſt zum Studienrat an den Staatlichen Ver- 


und Hanau als Hilfsarbeiter überwieſen 
worden. 


einigten Maſchinenbauſchulen in Köln er- 
nannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 21. Oktober 1925 Nr. ZB. I 2329, I 9080, betr. Abgabe 

rechneriſcher Beſcheinigungen. 

Ich erſuche, nach der auf Seite 207 des Preußiſchen Beſoldungsblatts veröffentlichten 
Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 
29. September 925 — I A 2. 3171 uſw. — über die Abgabe rechneriſcher Beſcheinigungen 
ſinngemäß auch für den Bereich meiner Verwaltungen zu verfahren. Der Staatsminiſterial⸗ 
beſchluß vom 6. Juni 1911 ift durch Runderlaß vom 9. September 1911 — Ia 2152, 
1 4087, IV 8077 — (SM Bl. S. 376) dorthin mitgeteilt worden. 


Abdrucke zum Dienſtgebrauch liegen bei. 
J. A.: Gerbaulet. 


An die dem Handels miniſterium unterſtellten Behörden. 
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Erl. d. M. f. H. vom 3. November 1925 Nr. ZB. I 2478, J 9958, betr. Gewährung von 
Vorſchüſſen an Angeſtellte und Arbeiter. 

Zur Vereinfachung des Geſchäftsganges wird der allgemeine Runderlaß des Herrn 
Finanzminiſters vom 20. November 1924 (BrBef Vl. S. 353), wonach alle Vorſchußanträge 
der Angeſtellten und Arbeiter dem Fachminiſter vorzulegen ſind, dahin abgeändert, daß die 
in dem Abſatze V des allgemeinen Runderlaſſes des Herrn Finanzminiſters vom 30. April 
1924 (PrBeſchl. S. 116) genannten Dienſtſtellen ermächtigt werden, ſelbſtändig über dieſe 
Anträge unter Beachtung der gegebenen Grundſätze nach eingehender Prüfung zu befinden. 
Der zu bewilligende Vorſchuß darf danach für Angeſtellte den Monatsbetrag der Geſamt⸗ 
bezüge und für Arbeiter den 26 fachen Betrag des tarifmäßigen Tagelohns (einſchließlich 
Soziallohn) nicht überſteigen. Aushilfsangeſtellten und nur ſtundenweiſe beſchäftigten 
Angeſtellten und Arbeitern, ſowie Arbeitnehmern, die ſich in gekündigter Stellung befinden, 
können Vorſchüſſe grundſätzlich nicht gewährt werden. 

Sollten Arbeitnehmer vor endgültiger Tilgung des Vorſchuſſes aus dem Dienſt⸗ 
verhältnis ausſcheiden, ſo wird der ungetilgte Betrag ſofort fällig; er iſt alsdann in einer 
Summe zurückzuzahlen bzw. von der Vergütung uſw. einzubehalten. y y 

Abdrucke zum Dienftgebrauch und für bie nachgeordneten Behörden ſind beigefügt. 


J. A.: Gerbaulet. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1, Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 3. November 1925 Nr. III 9156, Vb 7. 15. 3518, betr. Überwachung 
von Dampfkeſſeln. 
Zum gefälligen Schreiben vom 2. September d. J. — 35 D 11488 — 
betr. Unterſuchung von Dampfkeſſeln. 

In ſinngemäßer Erweiterung der Ziffer 3 des $ 2 Abf. I der Keſſelanweiſung vom 
16. Dezember 1909 erkläre ich mich auf Grund der Ziffer 9 a. a. O. ausnahmsweiſe damit 
einverſtanden, daß die von der Firma Julius Pintſch A-G. auf Reichsbahngelände 
betriebenen Dampfkeſſel der für Zwecke der Reichsbahn von Pintſch in Preußen erbauten 
und betriebenen Olgasanſtalten wie bahneigene Dampfkeſſel durch Reichsbahnbeamte geprüft 
und überwacht werden. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Deutſche Reichsbahn-Geſellſchaft, Hauptverwaltung, Berlin W 66. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis. Abdrucke 
zu a: für die Gewerbeaufſichtsbeamten, 
zu b: zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine 
ſind in der erforderlichen Anzahl beigefügt. 
J. A.: von Meyeren. 


An a) die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, 
b) den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Wernigerode 
am Harz. 


2. Handwerksangelegenheiten. 


liberficht über die Innungen und Innungsausſchüſſe. 
In den Bezirken der preußiſchen Handwerkskammern beſtanden 


š f am am am ant ant 
A qa 100 1. Sept. 1. Sept. 1. Sept. 1. Sept. 1. Sept. 
903 1907 1911 1919 1921*) 1925“) 


5582 5760 5805 5857 5803 5145 4598 3802 freie Innungen, 
2181 2295 2364 2537 3005 8951 4884 6551 Zwangsinnungen, 
140 154 172 238 310 304 318 397 Innungsausſchüſſe. 


) In den Zahlen von 1921 ab find die Innungen uſw. in den abgetretenen Gebieten nicht mehr enthalten. 
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In der Zeit von Ende Auguſt 1921 bis 1. September 1925 find 78 Zwangsinnungen 
aufgelöſt worden; an ihre Stelle ſind 11 freie Innungen getreten. 

Die am 1. September 1925 vorhandenen Innungen und Innungsausſchüſſe verteilen 
ſich auf die Handwerkskammerbezirke wie folgt: 


Zuſammenſtellung 


der Zahlen der am 1. September 1925 vorhandenen freien Innungen, Zwangs— 
innungen und Innungsausſchüſſe ſowie der ſeit Ende Auguſt 1921 aufgelöſten 
Zwangsinnungen und der an ihre Stelle getretenen ſreien Innungen. 
(Vgl. die Veröffentlichung im HMBl. 1922 S. 36.) 


Zahl der ſeit Zahl der an 
Handwerkskammer Zahl Zahl Zahl der CIO ihre Stelle 
der freien | der Zwangs- Innungs⸗ autgetotten nen Bemerkungen 
x : any Zwangs⸗ re In⸗ 
Innungen innungen ſausſchüſſe un ae 


.. OE EE A 


in 


Königsberg i. Pr.. 473 276 16 ; - 
Berlin . 397 413 32 1150 : =) Runge Pa; 
Frankfurt a. O. 187 346 14 - ; Zwaängsinnungen. 
Sli 422 179 41 1 1 
Stralſund 96 33 , 3 3 
Schneidemühl .... 74 102 5 ; 
Bresle an 258 270 26 il 
A 203 297 26 1 
io A. 238 105 3 il i 
Magdebug 78 239 12 1 1 
Hole ME IA aon 181 7 9 
A A 07 84 6 1 
a tall 103 168 8 3 
Flensburg 60 143 3 
AID, 58 172 Ə 
Hildes hein 64 193 10 
ai a “299 358 17 F 3 
DMA... > 50 105 7 i 5 
ale , 16 87 3 3 i 
Münſter i. Woo... 31 293 22 1 1 it | a 
Bielefeld pe 50 299 18 le | Ang 
Arnsberg Be einbezogen. 
SAARIN 104 592 31 4 1 
S 51 292 16 10 
Wiesbaden. 28 200 3 10 
Coblentz. er 29 247 13 3 1 
Diiffelborf ...... 130 529 36 8 : 
Komm.. Seep co 66 106 10 3 2 
Trier. 46 123 3 2 : 
CDE. a os oe 13 109 6 1 1 
Sigmaringen 16 10 ; ‘ ; 

A dw, 

Zuſammen | 3 802 | 6551 | 397 | 78 | 11 | 


IV 15300, 
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3. Gewerbeaufſicht. 
Gewerbeaäufſichtsamt Gleiwitz. 


Am 1. Februar 1926 wird das Gewerbeaufſichtsamt Beuthen mit dem Gewerbe— 
aufſichtsamt Gleiwitz zu einem Amte vereinigt, das die Bezeichnung „Gewerbeaufſichtsamt 
Gleiwitz“ führt. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 29. Oktober 1925 Nr. IV 12630, betr. Tragen vou Abzeichen uſw. 
in Schulen. 


Aufgabe aller Berufs- und Fachſchulen ift es, wie bereits mein Herr Amtsvorgänger 
in dem Erlaß vom 19. Auguſt 1922 — IV 10737 — (SM Bl. S. 191) betont hat, die 
Jugend fachlich und ſtaatsbürgerlich tüchtig zu machen und zur willigen Mitarbeit am 
Staatsleben zu erziehen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß in der Schularbeit die Achtung vor 
der geltenden Verfaſſung gewahrt und gepflegt, jede Parteipolitik aber ferngehalten wird. 

Ich laſſe hierbei keinen Zweifel darüber, duß die Herabſetzung der verfaſſungsmäßig 
feftgelegten Reichsfarben als eine Herabſetzung der geltenden Staatsform anzuſehen iſt. 
Jede Mißachtung der Reichsfarben ſeitens der Schuljugend iſt daher als ſchwere Verfehlung 
anzuſehen und jedes derartige Vergehen, insbeſondere die Behelligung und Mißhandlung 
anderer Schüler wegen ihrer Geſinnung, iſt ſtreng zu beſtrafen, gegebenenfalls durch 
Verweiſung von der Anſtalt. 

Um das Schulleben ſelbſt zu entpolitiſieren, unterſage ich mit ſofortiger Wirkung den 
Schülern(innen) das Tragen von Abzeichen, Bändern, Kokarden und anderen Symbolen 
jeder Art in der Schule ſelbſt und bei Veranſtaltungen der einzelnen Schulen oder 
mehrerer Anſtalten, z. B. auf Wanderungen, bei Turnſpielen uff.; auch das bloße Mit- 
bringen dieſer Abzeichen wird verboten. 

Schüler(innen), die einer bei der Schule beſtehenden, von ihr genehmigten und 
beaufſichtigten Vereinigung angehören, dürfen ihre Vereinsabzeichen bei Veranſtaltungen 
dieſer Vereine tragen. Falls Abzeichen von Schulvereinigungen genehmigt ſind, die nach 
Farben und Zeichenwahl Anlaß zu Mißdeutungen geben könnken, iſt, falls nicht ein 
anderes Zeichen gewählt wird, von dem Anſtaltsleiter an Sie (in Berlin: das Provinzial⸗ 
Schulkollegium) zu berichten und Ihrerſeits für eine Regelung der Angelegenheit zu ſorgen. 

Sie (Das Provinzial-Schulkollegium) wolle(n) hiernach das Weitere veranlaſſen. 


Dr. Schreiber. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung HI, 
in Berlin-Lidterfelde. 


Erl. d. M. f. H. vom 28. Oktober 1925 Nr. IV 13750, betr. Lehrgänge zur Ausbildung 
von Gewerbelehrern. 


Am „Staatlichen Gewerbelehrer-Geminar Berlin“ werden bei hinreichender Beteiligung 
am 1. April 1926 Lehrgänge zur Ausbildung von Gewerbelehrern für folgende Berufs⸗ 
gruppen beginnen: 

1. Metallgewerbe, 

2. Baugewerbe, 

3. Kunſtgewerbe, 

4. Nahrungsgewerbe, 
5. Bekleidungsgewerbe. 


Die Dauer der Ausbildung beträgt 4 Semeſter. 

Am Schluß der Ausbildung findet eine Prüfung ſtatt, durch deren Beſtehen die 
Anſtellungsfähigkeit als Gewerbelehrer erworben wird. Die planmäßige Anſtellung als 
Gewerbeoberlehrer iſt früheſtens nach erfolgreicher Ableiſtung eines Probedienſtjahres möglich. 

Das Studiengeld beträgt 125 RM für das Semeſter. Außerdem wird beim Eintritt 
in das Seminar eine Aufnahmegebühr von 30 RM und halbjährlich eine Verſicherungs⸗ 
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gebühr gegen Unfallſchäden von 3 RM erhoben. Für die zu den praktiſchen Übungen 
erforderlichen Werkſtoffe haben die Teilnehmer ſelbſt aufzukommen. Das Studiengeld iſt 
innerhalb der erſten 6 Wochen des Semeſters zu entrichten. Wirtſchaftlich ſchwachen, 
würdigen Teilnehmern kann es auf Antrag ganz oder teilweiſe erlaſſen werden. Hierbei 
genießen unter ſonſt gleichen Vorausſetzungen Kriegsbeſchädigte, die ſich als Rentenempfänger 
ausweiſen, den Vorzug. 

Die Aufnahme in das Seminar iſt von dem Nachweis des vollendeten 22. Lebens⸗ 
jahres und dem Beſtehen einer Aufnahmeprüfung abhängig, die in der erſten Hälfte des 
Februars n. J. ſtattfindet und vorausſichtlich eine Woche in Anſpruch nehmen wird. 

Für die Teilnahme an der Prüfung ift eine Gebühr von 25 RM zu entrichten. 

Die Meldung zur Aufnahmeprüfung iſt bis zum 15. Dezember d. J. unmittelbar an 
die Leitung des Gewerbelehrer⸗Seminars, Berlin SW 68, Kochſtraße 65, zu richten. 

Zur Prüfung werden zugelaſſen: 

1. Inhaber von Reifezeugniſſen ſtaatlicher oder ſtaatlich anerkannter neunſtufiger 
deutſcher höherer Lehranſtalten, die eine zweijährige gewerbliche Tätigkeit 
nachweiſen, 

2. Inhaber von Reifezeugniſſen ſtaatlicher oder ſtaatlich anerkannter Fachſchulen 
mit fünfſemeſtrigem Lehrgange, die neben der notwendigen Allgemeinbildung 
eine mindeſtens zweijährige gewerbliche Tätigkeit nachweiſen, 

3. Inhaber von Reifezeugniſſen anderer Fachſchulen mit mindeſtens vierſemeſtrigem 
Lehrgange, die neben der notwendigen Allgemeinbildung eine mindeſtens vier- 
jährige gewerbliche Tätigkeit nachweifen, 

4. Lehrer, die die Anſtellungsfähigkeit für den öffentlichen Schuldienſt erlangt 
haben und danach mindeſtens ein Jahr gewerblich tätig geweſen ſind, ſowie 
Lehrer, die die erſte Lehrerprüfung beſtanden haben und danach entweder 
mindeſtens zwei Jahre gewerblich tätig geweſen oder mindeſtens ein Jahr 
gewerblich gearbeitet haben und mindeſtens ein Jahr eine ſtaatliche oder ſtaat— 
lich anerkannte Fachſchule als Tagesſchüler mit Erfolg beſucht haben, 

5. andere Perſonen mit hervorragender fachlicher Vorbildung, die die erforderliche 
Allgemeinbildung beſitzen und in der Regel die Meiſterprüfung mit der Note 
„Gut“ beſtanden haben. 


Die von den unter 1 und 4 aufgeführten Bewerbern geforderte gewerbliche Tätigkeit 
iſt vor dem Eintritt in das Seminar lehrlingsmäßig in einem größeren Handwerks- oder 
Fabrikbetriebe abzuleiſten und zweckmäßig mit der Ablegung der Geſellenprüfung ab- 
zuſchließen. Über die Ausbildungszeit find in regelmäßigen Zwiſchenräumen Arbeits- 
berichte anzufertigen, aus denen zu erſehen ſein muß, welche Arbeiten ausgeführt worden 
ſind und welche Stoffe, Arbeitsmethoden, Werkzeuge und Maſchinen dabei angewandt 
worden ſind. 

Bei Perſonen mit voller akademiſcher Bildung wird über die Aufnahmebedingung 
und die Anrechnung von Semeſtern auf das Studium von Fall zu Fall entſchieden. Es 
kann jedoch in keinem Falle von dem Nachweis einer ausreichenden gewerblichen Tätigkeit 
Abſtand genommen werden. 5 

Das Alter der Aufzunehmenden ſoll das 35. Lebensjahr nicht überſchreiten. Aus⸗ 
nahmen bedürfen meiner Genehmigung. 

Dem Aufnahmegeſuche ſind folgende Papiere beizufügen: 

1. Geburtsurkunde, 
2. ein von dem Bewerber ſelbſt geſchriebener und unterſchriebener Lebenslauf, aus 
dem ſein Bildungsgang erſichtlich iſt, 

. Tüdenlofe Führungszeugniſſe, 

ein amtsärztliches Geſundheitszeugnis, 

. felbftgefertigte, mit Namensunterſchrift verſehene Zeichnungen aus einer der 
eingangs erwähnten fünf Fachgruppen, ſofern darin nach Zeichnungen gearbeitet 
wird. Bewerber, die das Zeugnis über die beſtandene Diplomprüfung an 
einer techniſchen Hochſchule oder das Reifezeugnis einer öffentlichen Fachſchule 
mit mindeſtens zweijährigem Lehrgange und ſtaatlich anerkannter Abſchluß⸗ 
prüfung beſitzen, ſind von der Einreichung von Zeichnungen befreit, 

6. Prüfungs- und Studienzeugniſſe, 
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7. Zeugniſſe, Arbeitsberichte und Arbeitsverzeichniſſe über die Tätigkeit im gewerb- 
lichen Leben. Letztere müſſen die amtlich beglaubigte Unterſchrift des aus⸗ 
bildenden Meiſters tragen. Bewerber, die eine regelmäßige dreijährige Lehrzeit 
durchgemacht haben oder das Zeugnis der beſtandenen Geſellenprüfung beis 
bringen können, ſind von der Beibringung von Arbeitsberichten und Arbeits: 
verzeichniſſen befreit, 

8. eine vom Bewerber ſelbſt ausgeſtellte Erklärung, aus der hervorgeht, daß er 
imſtande ijt, die Koſten für die Aus bildung zu tragen. 


Die Bewerber haben amtlich beglaubigte Abſchriften, keine Originalzeugniſſe, ein- 
ureichen. 

j Die Aufnahmeprüfung erſtreckt ſich auf folgende Fächer: 1, Deutſch, 2. Erdkunde, 
3. Geſchichte, 4. Mathematik, 5, Phyſit, 6. Chemie, 7. Fachkunde einſchließlich der in der 
gewählten Abteilung angewandten Mathematik, Phyſik und Chemie und 8. Fachzeichnen. 

Außerdem kann eine Prüfung in den praktiſchen Fertigkeiten und in den Fähigkeiten, 
die für den Beruf als Gewerbelehrer beſonders wichtig ſind, vorgenommen werden. Die 
Prüfung in den erſten ſechs Fächern wird in dem Umfange vorgenommen, wie ſie für die 
Oberſekundareife einer Oberrealſchule vorgeſchrieben iſt; dabei iſt auf Lebenserfahrung, 
Urteilsfähigkeit und Verſtändnis für geiſtige Werte mehr Gewicht zu legen als auf den 
Beſitz gedächtnismäßig eingelernten Prüfungsſtoffes. Die Prüfung in den Fächern 7 und 8 
erſtreckt ſich auf den Stoff, der an einer gewerblichen öffentlichen Fachſchule mit zwei- 
jährigem Tageslehrgang gelehrt wird. In Berufen, für die keine öffentlichen Fachſchulen 
beſtehen, find Kenutniffe nachzuweiſen, die den von den Fachſchulen anderer Gewerbezweige 
übermittelten gleichwertig ſind. 

Die Prüfung gliedert fic) in einen ſchriftlichen und mündlichen Teil. Die ſchriftliche 
Prüfung erſtreckt ſich auf einen Aufſatz, die Löſung mathematiſcher Aufgaben und in den 
Abteilungen Baus, Kunſt⸗ und Metallgewerbe auf die Anfertigung von Zeichnungen. Die 
mündliche Prüfung kann auf ſämtliche der vorher aufgeführten Fächer ausgedehnt werden. 
Eine Befreiung von der mündlichen Prüfung auf Grund guter Leiſtungen in der ſchrift⸗ 
lichen Prüfung tritt nicht ein. Wer im Aufſatz oder im Fachzeichnen ungenügende Leiſtungen 
aufweiſt, wird zur mündlichen Prüfung nicht zugelaffen. 

Inhaber von Reifezeugniſſen einer ſtaatlichen oder ſtaatlich anerkannten neunſtufigen 
deutſchen höheren Lehranſtalt oder eines deutſchen Lehrerſeminars ſind von der Prüfung 
in den Fächern: Deutſch, Geſchichte, Erdkunde, Mathematik, Phyſik und Chemie befreit. 

Inhaber von Reifezeugniſſen einer ſtaatlichen oder ſtaatlich anerkannten Fachſchule 
mit mindeſtens fünfſemeſtrigem Lehrgange ſind von den Fächern Mathematik, Phyſik, Chemie, 
Fachkunde und Fachzeichnen befreit. 

Inhaber von Reifezeugniſſen einer öffentlichen Fachſchule mit vierſemeſtrigem Lehr: 
gange ſind von den Fächern Fachkunde und Fachzeichnen befreit. 

Am Schluß der Prüfung werden auf Grund der Leiſtungen in der ſchriftlichen und 
mündlichen Prüfung die Teilergebniſſe der Fächer Deutſch, Geſchichte und Erdkunde, 
Mathematik, Phyſik und Chemie, ſowie Fachkunde und Fachzeichnen zu drei Geſamturteilen 
zuſammengefaßt. Wenn eines der drei Geſamturteile unter genügend iſt, iſt die Prüfung 
nicht beſtanden. 

Wer die Prüfung abgebrochen oder wer ſich bei der Prüfungsarbeit unerlaubter 
Mittel bedient hat, hat die Prüfung nicht bejtanden. 

Unter denen, die die Prüfung beſtanden haben, findet eine Auswahl nach den 
Leiſtungen entſprechend der Zahl der verfügbaren Plätze ſtatt. Wer zum Eintritt in das 
Seminar aus Platzmangel nicht zugelaſſen wird, kann die Anmeldung für einen ſpäteren 
Kurſus wiederholen und wird ohne nochmalige Prüfung aufgenommen. 

Wer die Prüfung nicht beſtanden hat, kann ſie früheſtens nach einem Jahr wieder⸗ 
holen. Leiſtungen aus der erfolglos abgelegten Prüfung werden nicht angerechnet. 


J. A.: Dr. v. Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin-Lichterfelde. 
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VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Im Verlag des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts, Berlin SW 68, Lindenftr. 28, 
erſcheint im Januar 1926 ein Gemeinde und Ortſchaftsverzeichnis für ſämtliche 
von Deutſchland abgetretenen Gebiete einſchl. Elſaß⸗Lothringen. Das Ver⸗ 
zeichnis enthält außer den Ortsnamen vollſtändige Angaben über den früheren Regierungs- 
bezirk, Kreis, Kanton, Amtsgerichtsbezirk, Standesamtsbezirk, Polizeidiſtrikt, Amtsbezirk 
und Laudbürgermeiſterei. 

Die Anſchaffung des Gemeinde- und Ortſchaftsverzeichniſſes ift für alle Regierungs⸗ 
und Verwaltungsbehörden unerläßlich. 

Der Preis beträgt 8,50 RM, bei Vorausbeſtellung bis zum 15 Dezember 1925 6 RM. 


Von den bisher auf Grund des Verſailler Vertrages herausgegebenen Veröffent⸗ 
lichungen des Verlages des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts ſind noch vorhanden: 
1. Schleſien nach der Teilung, mit Karte Preis 1,50 K. /, 
2. Gemeinde- und Ortſchaftsverzeichnis des Regierungsbezirks Trier 
und des preußiſchen und bayeriſchen Teil des Saargebiets, 
Preis 1 RM, 
3. Beſetzte Gebiete Deutſchlands, mit Karte Preis 12 RM. 


Behördenbibliotheken. Herausgegeben von Hugo Müller, Bibliothekar des 
Reichsverkehrsminiſterium und der Deutſchen Reichsbahn-Geſellſchaft. Unter Mitwirkung 
von Dr. Kirſchner, Oberbibliothekar, Krzenonek, Miniſterialbibliothekar, Dr. Meitzel, 
Bibliothekar. Dr. Münſter, Miniſterialbibliothekar, Schwidetzky, Bibliothekar, 
Dr. Wieſinger, Bibliothekar. Berlin 1925. Verlag der Gſelliusſchen Buchhandlung. 
259 S. 8° Ganzleinen 14 RM. 

Um den Behörden⸗ und Parlamentsbibliotheken die Anſchaffung des Werkes zu 
erleichtern, erfolgt bei baldiger Beſtellung bei der Bücherei des Preußiſchen Miniſteriums 
des Innern, Berlin NW 7, Unter den Linden 72, die Lieferung anſtatt zum Ladenſpreiſe 
von 14 RM zum Bezugspreiſe von 9,80 RM. Sammelbeſtellungen erwünſcht. 


Die Brandſtiftung, ihre Urſachen, Feſtſtellung und Verhütung. Von 
Ingenieur S. Nelken. Verlag des Verbandes öffentlicher Feuerverſicherungsanſtalten in 
Deutſchland, Berlin SW 11, Bernburger Straße 14, 1925. i 

Praktiſcher Sozialismus. Bd. 14. Der deutſche Arbeiter in der Internationale. 
Ein Vortrag von Albert Baumeiſter. Verlag der Neuen Geſellſchaft G. m. b. H., 
Berlin-Heſſenwinkel. 


Die Genoſſenſchaftsbewegung. 2. Bd. Syſtematiſcher Teil. Die Kultur⸗ 
bedeutung der Genoſſenſchaften. Von W. Kulemann. Verlagsbuchhandlung Otto 
Liebmann, Berlin W 57. 


Der Kampf um die Weichſel. Unterſuchungen zur Geſchichte des polniſchen 
Korridors. Von Erich Keyſer. Deutſche Verlagsanſtalt Stuttgart, Berlin und Leipzig 1926. 


Beamten- und Verwaltungsbücherei, Bd. 3. Deutſches Beamten-Taſchenbuch 
1926. Herausgegeben von der Geſchäftsſtelle des Deutſchen Beamten⸗Archivs. Wirtſchafts⸗ 
verlag Arthur Sudau G. m. b. H., Berlin SW 61. 


